
Grundsätzlich lassen sich zwei ver-
schiedene Typen von Vermeidungstech-
nologien im Umweltschutz unterschei-
den: Maßnahmen des integrierten und
des additiven Umweltschutzes (bei letz-
terem spricht man auch von so genann-
ten End-of-Pipe-Technologien). Integrier-
ter Umweltschutz verringert die Umwelt-
belastung schon an der Quelle, indem
umweltfreundlichere Produkte und Pro-
duktionsverfahren eingesetzt werden.
Beispiele sind etwa wasserlösliche 
Lacke oder das prozessinterne Wasser-

recycling. End-of-Pipe-Technologien da-
gegen verändern nicht den Produktions-
prozess selbst, sondern verringern die
Umweltbelastung durch nachgeschalte-
te Maßnahmen. Beispiele sind Dieselfil-
ter oder Entschwefelungsanlagen. Tech-
nologien des integrierten Umweltschut-
zes werden häufig nicht nur aus ökologi-
scher, sondern auch aus ökonomischer
Sicht als überlegen angesehen, da sie
Verbundvorteile in der Produktion von
Gütern und Umweltschutzleistungen er-
schließen können. So können zum Bei-

spiel durch rationelle Energienutzung
gleichzeitig Emissionen von klimaschäd-
lichen Gasen gesenkt und Energiekosten
eingespart werden.

Die Verbreitung des integrierten Um-
weltschutzes kann aber auch durch öko-
nomische Faktoren behindert werden,
wie etwa durch zusätzlichen Koordina-
tionsaufwand oder hohe Fixkosten bei
der Umstellung auf integrierte Systeme.
Auch die Umweltpolitik kann ein Hinder-
nis für die Einführung integrierter Tech-
nologien darstellen. Es stellt sich daher
die Frage, mit welchen Politikmaßnah-
men die Umstellung auf integrierten Um-
weltschutz am besten unterstützt wer-
den kann. Zur Diskussion stehen insbe-
sondere emissionsbezogene Grenzwer-
te, freiwillige Maßnahmen und ökonomi-
sche Instrumente wie Umweltsteuern
oder Emissionshandel.

In einer Studie im Auftrag der Organi-
sation für ökonomische Kooperation und
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Es ist eine weit verbreitete Annahme, dass Maßnahmen des additiven Umweltschut-
zes in der Praxis im Vergleich zu Maßnahmen des integrierten Umweltschutzes noch
immer dominieren. Bislang wurden zu dieser Frage kaum repräsentative empirische
Analysen durchgeführt. Vor diesem Hintergrund hat sich das ZEW im Auftrag der
OECD im Jahr 2003 an einer repräsentativen Erhebung in Deutschland, Frankreich, 
Japan, Kanada, Norwegen, Ungarn und den USA beteiligt. Überraschend zeigt sich 
eine klare Dominanz des integrierten Umweltschutzes in allen sieben Ländern.
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Entwicklung (OECD), die vom Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung ko-
finanziert wurde, hat das ZEW die Fakto-
ren untersucht, die in Unternehmen die
Wahl der Vermeidungstechnologie be-
stimmen (ZEW-Discussion Paper No. 04-
82). Überraschend berichten 76,8 Pro-
zent der befragten Unternehmen, dass
sie vorwiegend in Maßnahmen des inte-
grierten Umweltschutzes investieren. Es
gibt allerdings Unterschiede zwischen
den einzelnen Ländern (siehe Abbildung
auf Seite 1): Auffallend ist, dass Deutsch-
land von den sieben OECD Ländern den
geringsten Anteil im integrierten Um-
weltschutz aufweist (57,5 Prozent), wäh-
rend Japan an der Spitze liegt (86,5 Pro-
zent).

Der Grund für diese Unterschiede ist
im deutschen Ordnungsrecht zu suchen,
das in der Vergangenheit End-of-Pipe-
Technologien begünstigt hat. Jüngere
empirische Studien des ZEW zeigen aber
auch in Deutschland einen deutlichen
Wandel in Richtung des integrierten Um-
weltschutzes. Ökonometrische Analysen
zeigen, dass Unternehmen sich vor al-
lem aufgrund erhoffter Kostenvorteile für
Maßnahmen des integrierten Umwelt-
schutzes entscheiden. Eine strikte Um-
weltgesetzgebung und Ordnungsrecht
begünstigen dagegen Investitionen in
End-of-Pipe-Technologien.

Weitere Fortschritte in Richtung des
integrierten Umweltschutzes sind durch
eine flexiblere Umweltregulierung mög-

lich, die den Unternehmen die Wahl der
Vermeidungstechnologie überlässt und
die gleichzeitig Umweltforschung und
flankierende organisatorische Maßnah-
men fördert. Zu berücksichtigen ist aller-
dings, dass eine 100-prozentige Substi-
tution von End-of-Pipe-Technologien
durch integrierten Umweltschutz weder
realistisch noch wünschenswert ist, da
nicht für alle Umweltprobleme integrier-
te Technologien zu vertretbaren Kosten
zur Verfügung stehen. Ein bestimmter
Anteil an End-of-Pipe-Technologien wird
auch künftig notwendig sein, um spezi-
fische Emissionen zu vermindern, für die
keine geeigneten integrierten Technolo-
gien zur Verfügung stehen.

Dr. Klaus Rennings, rennings@zew.de
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Die Nachfrage nach den Dienstleistun-
gen der Dienstleister der Informations-
gesellschaft unterliegt deutlichen
Schwankungen. Mehr als 65 Prozent der
Unternehmen des Wirtschaftszweigs ge-
ben im vierten Quartal 2004 an, stark bis
sehr stark von Nachfrageschwankungen
betroffen zu sein. Im vierten Quartal
2003 lag dieser Wert noch bei weniger
als 47 Prozent. Dabei sind fast 67 Pro-
zent der Unternehmen im vierten Quartal
2004 von konjunkturellen Nachfrage-
schwankungen betroffen, und etwas
mehr als 27 Prozent von saisonalen
Nachfrageschwankungen.

Dies ist Ergebnis einer Konjunkturum-
frage bei Dienstleistern der Informa-
tionsgesellschaft, die das ZEW in Zu-
sammenarbeit mit dem Verband der Ver-
eine Creditreform, Neuss, im November
und Dezember 2004 durchgeführt hat.
An der Umfrage beteiligten sich rund
1.000 Unternehmen. Der Wirtschafts-
zweig Dienstleister der Informations-

gesellschaft setzt sich zusammen aus
Informations- und Kommunikationstech-
nologie- (IKT-) Dienstleistern (Unterneh-
men der Branchen EDV-Dienste und 
-Vermietung, IKT-Fachhandel sowie Tele-
kommunikationsdienste) und wissens-
intensiven Dienstleistern (Unternehmen
der Branchen Steuerberatung und Wirt-
schaftsprüfung, Unternehmensberatung,
Architekturbüros, technische Beratung
und Planung, Forschung und Entwick-
lung sowie Werbung).

Überstunden und Kurzarbeit
am beliebtesten

Die beliebtesten Instrumente, mit de-
nen die Unternehmen auf Nachfrage-
schwankungen reagieren, sind, wie auch
im vergangenen Jahr, Überstunden und
Kurzarbeit. Diese Möglichkeit nutzen et-
was mehr als 48 Prozent der Unterneh-
men. An zweiter Stelle rangiert die Ver-
einbarung von befristeten Arbeitsverträ-
gen, die knapp 41 Prozent der Unterneh-

men einsetzen, gefolgt von Weiterbil-
dungsmaßnahmen, die etwa 38 Prozent
der Unternehmen nutzen.

Überstunden und Kurzarbeit werden
besonders häufig von Architekten, Wer-
beagenturen sowie von Steuerberatern
und Wirtschaftsprüfern genutzt. Die Ver-
einbarung von befristeten Arbeitsverträ-
gen wird verstärkt von Werbeagenturen,
Architekten sowie dem IKT-Handel in 
Anspruch genommen. Die Weiterbildung
der Mitarbeiter zum flexibleren Einsatz
innerhalb des Unternehmens wird be-
sonders häufig von Architekten, Unter-
nehmensberatern und Unternehmen der
Forschung und Entwicklung eingesetzt.

Im Vergleich zum Vorjahr entlassen
die Unternehmen inzwischen deutlich
häufiger Personal. Nutzten 2003 etwa
20 Prozent der Unternehmen das Instru-
ment der Entlassung zur Verringerung
von Betriebskapazitäten, so waren dies
im vierten Quartal 2004 bereits mehr als
30 Prozent.

Jörg Ohnemus, ohnemus@zew.de

Konjunkturelle Nachfrageschwankungen
dominieren bei Dienstleistern



Eigentümer von kleinen und mittleren
Unternehmen haben häufig einen hohen
Anteil ihres Privatvermögens als Eigen-
kapital in ihren Unternehmen investiert.
Durch die geringe Diversifikation wirkt
sich der Erfolg oder Misserfolg des
Unternehmens stark auf die finanzielle
Situation des Unternehmers aus. Eine
neue Studie untersucht, welche Konse-
quenzen sich daraus für die geforderte
Eigenkapitalrendite und für die Nachfra-
ge nach Bankkrediten ergeben.

Schon mit einem geringen Investi-
tionsvolumen kann man sich an dem 
Eigenkapital einer Aktiengesellschaft
beteiligen. Investoren haben damit die
Möglichkeit, in viele Unternehmen zu in-
vestieren und damit ihr Risiko zu streu-
en. Bei kleinen und mittleren Unterneh-
men, die nicht am Aktienmarkt gelistet
sind, besteht diese Möglichkeit nicht. 
Ihre Eigentümer haben häufig einen 
hohen Anteil ihres Privatvermögens in
ausschließlich einem Unternehmen in-
vestiert. Durch die geringe Diversifi-
kation hängt ihre finanzielle Situation
stark vom Erfolg oder Scheitern des
Unternehmens ab. Eine neue Studie
(ZEW Discussion Paper No. 04-29 und
No. 05-14) untersucht, welche Konse-
quenzen sich daraus für Renditeforde-
rungen und Nachfrage nach Fremdkapi-
tal ergeben.

Höhere Profitabilität

Die Untersuchung wird für kleine und
mittlere Unternehmen in den USA durch-
geführt. Sie stützt sich auf eine Stichpro-
be von etwa 6.300 Unternehmen aus der
„Survey of Consumer Finances“ und auf
eine Stichprobe von etwa 2.600 Unter-
nehmen aus der „Survey of Small Busi-
ness Finances“. Diese Umfragen haben
den Vorteil, dass sie Informationen so-
wohl über das Unternehmen als auch
über das Vermögen der Eigentümer ent-

halten. Die Ergebnisse beziehen sich
zwar auf amerikanische Unternehmen,
sie lassen sich aber auch auf die Situa-
tion in anderen Ländern übertragen.

In den USA investieren Eigentümer
von kleinen und mittleren Unternehmen
im Durchschnitt 30 Prozent ihres Vermö-
gens in ihr Unternehmen. Für dieses
Risiko verlangen sie eine Kompensation.
Je höher der Anteil des Privatvermögens
ist, der im Unternehmen investiert ist,
desto höher ist die geforderte Eigenkapi-
talrendite. Des Weiteren führt die Abhän-
gigkeit vom Erfolg des Unternehmens
dazu, dass Unternehmer mehr Stunden
in der Woche arbeiten, um den Erfolg des
Unternehmens sicherzustellen. Beide
Mechanismen steigern die Profitabilität
der Unternehmen. Dieser Aspekt ist
wiederum interessant für Banken, die an
Unternehmen Kredite vergeben. Für sie
ist die höhere Profitabilität vorteilhaft,
da sie die Kredite sicherer macht, wohin-
gegen sie für den Unternehmer nur eine
Kompensation für mehr Risiko und für
mehr Arbeitseinsatz darstellt.

Bankkredite stellen für den Unterneh-
mer eine Möglichkeit zur Expansion dar,
ohne dass er weitere eigene Mittel inves-
tieren muss und so sein finanzielles Risi-

ko erhöht. Die Studie zeigt, dass mit
einem höheren Anteil des investierten
Privatvermögens die Nachfrage nach
Bankkrediten steigt und die Unterneh-
men einen höheren Verschuldungsgrad
aufweisen.

Bankkredite wichtig für Expansion

Die Ergebnisse der Untersuchung ver-
bessern das Verständnis von Investi-
tionsentscheidungen in kleinen und
mittleren Unternehmen. Da Unterneh-
mer eine Kompensation für ihr Risiko
durch geringe Diversifikation verlangen,
steigen die Renditeanforderungen an 
Investitionsprojekte mit dem Anteil des
Privatvermögens, das im Unternehmen
investiert ist. Wenn dieser Anteil hoch
ist, werden einige Projekte für den Unter-
nehmer unprofitabel, die bei geringerem
investierten Anteil noch durchgeführt
worden wären. Dies macht auch die 
Bedeutung von Bankkrediten zur Finan-
zierung von kleinen und mittleren Unter-
nehmung deutlich. Bankkredite erlauben
es dem Unternehmer zu expandieren,
ohne seine finanzielle Abhängigkeit vom
Unternehmen weiter zu erhöhen.

Elisabeth Müller, Ph.D., mueller@zew.de
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Unternehmer fordern höhere Rendite als
Entschädigung für geringe Diversifikation
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Die öffentliche Diskussion über die Ar-
beitslosigkeit ist häufig kontrovers. Eine
unabhängige und auf umfangreichen In-
dividualdatensätzen beruhende Politik-
beratung durch die Wissenschaft scheint
ein natürlicher Weg der Bewertung von
Argumenten. Aber selbst wenn Politik-
empfehlungen auf empirischen Befun-
den beruhen, stellt sich die Frage, wie 
robust die Ergebnisse empirischer Stu-
dien über die Wahl des Datensatzes, das
gewählte ökonometrische Modell und
die Definition von Arbeitslosigkeit sind.

Eine ZEW-Studie (ZEW Discussion Pa-
per No. 05-05) vergleicht vor diesem
Hintergrund zwei Datensätze, die in heu-
tigen Untersuchungen zur Arbeitslosig-
keit in Deutschland verwendet werden:
die Beschäftigtenstichprobe des Insti-
tuts für Arbeits- und Berufsforschung
(IABS) und das Deutsche Sozio-Ökono-
mische Panel (GSOEP). Die auf diesen
beiden Datensätzen beruhenden Analy-
sen unterscheiden sich in Bezug auf die
zugrunde liegenden Definitionen der  Ar-
beitslosigkeit. So gibt das GSOEP alle
Zeiten registrierter Arbeitslosigkeit von
interviewten Haushalten an, während
die IABS alle Phasen von Leistungsbezü-
gen der Bundesagentur für Arbeit bein-
haltet. Da diese nicht unbedingt mit Pha-
sen registrierter Arbeitslosigkeit über-
einstimmen, verwendete das ZEW als
Hilfskonstruktion zwei verschiedene 
Definitionen der Arbeitslosigkeit, die als
obere und untere Schranken der wahren
Dauer der Arbeitslosigkeit gelten.

Arbeitslos ist nicht gleich arbeitslos

Bei den Männern lässt sich hinsicht-
lich der Verweildauer in Arbeitslosigkeit
bei den beiden Datensätzen IABS und
GSOEP ein charakteristisches Altersmus-
ter erkennen, nach dem Männer über 
35 Jahre deutlich länger arbeitslos sind
als jüngere. Ebenso lassen beide Daten-

sätze ein solch klares Altersschema bei
Frauen nicht erkennen. Auch  ergeben
beide Datensätze, dass Bezieher von 
Arbeitslosenhilfe signifikant länger ohne
Arbeit bleiben als Bezieher von Arbeits-
losengeld.

Neben diesen Gemeinsamkeiten gibt
es jedoch auch bemerkenswerte Unter-
schiede. Während nach dem GSOEP die
Chance auf einen Wiedereinstieg in den
Beruf bis zu einer Arbeitslosigkeitsdauer

von 12 Monaten steigt und danach fällt,
ist dies nach der IABS erst nach 20 Mo-
naten der Fall. Die Daten des GSOEP wer-
den auf Grundlage von persönlichen
Aufzeichnungen der Befragten gewon-
nen, und es kann somit zu Rundungsfeh-
lern kommen. Demgegenüber scheint
die IABS als ein Registerdatensatz gegen
solche Verzerrungen robust zu sein und
daher eher die Realität abzubilden. Eine
erhöhte Abgangswahrscheinlichkeit aus
Arbeitslosigkeit gegen Ende des An-
spruchs auf Arbeitslosengeld (in der Re-
gel nach zwölf Monaten) ist damit nicht
pauschal beobachtbar. Bisher stützten
sich viele Politikempfehlungen auf Ana-
lysen des GSOEP, was angesichts dieser
unterschiedlichen Ergebnisse als nicht
unkritisch erscheint. 

Bei der viel diskutierten Frage, ob län-
gere Bezugsdauern von Arbeitslosen-
unterstützung die Dauer der Arbeitslo-
sigkeit verlängern, liefert die Analyse
noch keine abschließenden Ergebnisse.
Das GSOEP führt allerdings aufgrund 
seiner geringeren Größe häufiger zu in-
signifikanten Ergebnissen als die IABS,
die in manchen Fällen einen solchen po-
sitiven Zusammenhang feststellen kann.
Die Ergebnisse variieren jedoch mit der

Definition der Arbeitslosigkeit, dem öko-
nometrischen Modell und dem Ge-
schlecht der untersuchten Personen-
gruppe und die Autoren warnen davor,
die signifikant positiven Ergebnisse als
kausalen Effekt zu interpretieren.

Der Vergleich zeigt, wie unterschied-
lich und dennoch für sich genommen
richtig die Ergebnisse je nach Wahl des
Datensatzes ausfallen können. Dies
macht deutlich, dass Ergebnisse, die als
Grundlage für Politikberatung genutzt
werden sollen, immer im Zusammen-
hang mit dem zugrunde liegenden Da-
tensatz, der Analysemethode und der
Definition der Arbeitslosigkeit zu inter-
pretieren sind.

Dr. Ralf Wilke, wilke@zew.de
Laura Wichert, TU Darmstadt und ZEW
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Welche Rolle spielt die Datenquelle in
der empirischen Arbeitsmarktforschung?

Unbedingte Hazardraten* in Westdeutschland (1983 bis 1997)

* Je höher die Hazardrate, desto wahrscheinlicher ist der Wiedereintritt von Arbeitslosen in Beschäftigung. Quelle: ZEW
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Eine neue Studie des ZEW untersucht
den virtuellen Standort als Teil der Wett-
bewerbsstrategie von Online-Händlern.
Die Ergebnisse zeigen deutliche Paralle-
len zur Standortfrage konventioneller
Einzelhändler auf.

Während des New-Economy-Booms
bildete sich die Erwartung, dass E-Com-
merce zu einem intensiven Wettbewerb
zwischen Internethändlern führen wür-
de, da im Internet jeder Online-Shop nur
einen Mausklick vom jeweils nächsten
entfernt sei. Aus theoretischer Sicht
müsste eine derartige Nähe der konkur-
rierenden Anbieter zueinander zu einem
starken Preiswettbewerb zwischen den
Anbietern führen. Gleichzeitig ging die
theoretische Literatur davon aus, dass
die Wahl eines geeigneten Standorts,
die bei der Niederlassung traditioneller
Einzelhändler eine bedeutende Rolle in
der Unternehmensstrategie spielt, bei
der Einrichtung eines Online-Shops irre-
levant sei.

Parallelen zur Standortfrage 
konventioneller Einzelhändler

Längst ist derartige Euphorie realisti-
scheren Einschätzungen gewichen. Auch
im Internet bieten sich den Betreibern
von Online-Shops unterschiedliche
Mittel und Wege, potenzielle Kunden mit
mehr oder weniger hoher Wahrschein-

lichkeit auf ihr Angebot aufmerksam zu
machen. Wenn Konsumenten nicht die
Website eines bestimmten Internet-
händlers direkt ansteuern, sondern sich
auf der Suche nach einem geeigneten
Anbieter befinden, ist eine Platzierung
weit oben in der Ergebnisliste von Inter-
netsuchmaschinen von großer Bedeu-
tung. Doch darüber hinaus können Mar-
ketinginstrumente, wie beispielsweise
Bannerwerbung oder (häufig kosten-
pflichtige) Einträge in Webverzeichnis-
sen, dafür sorgen, dass sich die Wahr-
scheinlichkeit, auf einen bestimmten
Online-Shop aufmerksam zu werden,
zugunsten dieses Internethändlers er-
höht. Diese Beobachtung macht die Ana-
logie zur Standortwahl in der realen Welt
deutlich, wo Einzelhändler hohe Miet-
zahlungen für Geschäftsräume in promi-
nenter Lage in Kauf nehmen. Insofern
kann vom „virtuellen Standort“ eines
Internethändlers gesprochen werden.

Eine neue Studie, die das ZEW mit fi-
nanzieller Unterstützung der Landesstif-
tung Baden-Württemberg durchgeführt
hat, untersucht den Zusammenhang zwi-
schen der Wettbewerbsstrategie von
Internethändlern und ihrem virtuellen
Standort. Als Indikatoren für den virtuel-
len Standort werden Online-Werbeakti-
vitäten in Internet-Suchmaschinen ver-
wendet, die mit den relevanten Suchwor-
ten verknüpft sind. Im Rahmen der unter-
suchten Online-Werbeaktivitäten wird

zwischen so genannten „Sponsoren-
links“, die der Ergebnisliste der jeweili-
gen Suchmaschine ähnlich sehen, und
Bannerwerbung unterschieden. Als Ban-
nerwerbung werden sehr auffällig gestal-
tete Online-Anzeigen bezeichnet, die als
Werbung klar erkennbar sind.

Sponsorenlinks versus
Bannerwerbung

Die Analysen zeigen, dass Internet-
händler die beschriebenen Formen 
der Online-Werbung offenbar nutzen,
um einen guten Suchmaschinenrang zu
ergänzen. Während Händler mit einem
im Vergleich zur Konkurrenz niedrigen
Preisniveau eher Werbebanner nutzen,
investieren Händler mit besserem Kun-
denservice eher in Sponsorenlinks. Die
auffälliger gestalteten Werbebanner sind
offenbar besser dazu geeignet, preis-
bewusste Kundenschichten anzuspre-
chen, während qualitätsorientiertere
Kundengruppen stärker mit Hilfe seriö-
ser wirkender Sponsorenlinks attrahiert
werden sollen.

Für die Untersuchung waren zwischen
März und September 2002 Daten erho-
ben worden, die den gesamten Online-
Markt für Kontaktlinsen aus der Perspek-
tive deutscher Konsumenten abdecken.
Kontaktlinsen eignen sich für eine empi-
rische Untersuchung besonders gut auf-
grund ihrer standardisierten Produkt-
merkmale. In der Studie sind Informatio-
nen über 143 verschiedene Online-
Shops enthalten. Die Händler wurden
identifiziert, indem in den zehn meistge-
nutzten Internetsuchmaschinen nach
den Worten „Kontaktlinsen“ bezie-
hungsweise „Contactlinsen“ sowie dem
Begriffspaar „contact lenses“ und 
„Euro“ gesucht worden war, um auch
englischsprachige Online-Shops zu be-
rücksichtigen, bei denen in Euro bezahlt
werden konnte.

Julia Häring, haering@zew.de
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Wettbewerbsstrategie und virtueller
Standort von Internethändlern



6 |  ZEWnews März 2005

E X P E R T E N S E M I N A R E

Z E W D I S C U S S I O N  P A P E R S

4.4.2005 Basistechniken I – Regressionsanalyse 

5.4.2005 Basistechniken II – Zeitreihenmodelle 

6./7.4.2005 Der sichere Auftritt – Präsentationen professionell gestalten

11.4.2005 Asset-Backed Securities (ABS) und strukturierte 
Kreditprodukte

12.4.2005 Entwicklung und Probleme des Föderalismus in Deutschland

13.4.2005 Konzernsteuerquote 

14.4.2005 Verrechnungspreise – Grundlagen

21.4.2005 Internet-Umfragen

Ankündigungen zu ZEW-Veranstaltungen finden Sie im Internet unter www.zew.de
Information: Vera Pauli, Telefon 0621/1235-240, Email pauli@zew.de

No. 05-04, Bernd Fitzenberger, Alfred
Garloff: Unemployment, Labor Market
Transitions, and Residual Wage Disper-
sion.
No. 05-05, Ralf Wilke, Martin Biewen:
Unemployment Duration and the Length
of Entitlement Periods for Unemploy-
ment Benefits: Do the IAB Employment
Subsample and the German Socio-Eco-
nomic Panel Yield the Same Results? 
No. 05-06, Christoph Böhringer, Tim
Hoffmann, Casiano Manrique, Lara Peñ-
ate: The Efficiency Costs of Separating
Carbon Markets Under the EU Emissions
Trading Scheme: A Quantitative Assess-
ment for Germany.
No. 05-08, Johannes Rincke: Policy Inno-
vation in Local Jurisdictions: Testing the
Neighborhood Influence Against the
Free-Riding Hypothesis.
No. 05-09, Andreas Fier, Diana Heger,
Katrin Hussinger: Die Wirkungsanalyse
staatlicher Förderprogramme durch den
Einsatz von Matching- und Selektions-
modellen am Beispiel der Fertigungs-
technik.
No. 05-10, Bernd Fitzenberger, Aderon-
ke Osikominu, Robert Völter: Imputation
Rules to Improve the Education Variable
in the IAB Employment Subsample. 
No. 05-11, Johannes Rincke: Yardstick
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Z E W E C O N O M I C S T U D I E S

Klaus Jacob et al.: Lead Markets for 
Environmental Innovations, Band 27,
Physica-Verlag, Heidelberg/New York,
2004.

Lothar Lammersen und Robert Schwa-
ger: The Effective Tax Burden of Com-
panies in European Regions, Band 28,
Physica-Verlag, Heidelberg/New York,
2004.

Christina Elschner, Robert Schwager:
The Effective Tax Burden on Highly
Qualified Employees – An International
Comparison, Band 29, Physica-Verlag,
Heidelberg/New York, 2005.

Charlotte Lauer: Education and Labour
Market Outcomes – A French-German
Comparison, Band 30, Physica-Verlag,
Heidelberg/New York, 2005.

Z E W I N T E R N

Die Qualifikation der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter ist dem ZEW ein großes
Anliegen. Im vergangenen Jahr gab es da-
her eine Habilitation und zahlreiche Pro-
motionen von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern des ZEW. 

Habilitationen seit Januar 2004

Bernhard Boockmann, „The Political Eco-
nomy of International Rules and Stan-
dards“, Universität Mannheim

Promotionen seit Januar 2004

Dirk Czarnitzki, „Das Innovationsverhal-
ten von Unternehmen und die Rolle der
Forschungs- und Technologiepolitik: Ein
Vergleich zwischen Ost- und Westdeutsch-
land“, Prof. Dr. Kornelius Kraft, Universität
Duisburg/Essen, Campus Essen
Sandra Gottschalk, „Klassische Anony-
misierung und Resampling von Unterneh-
mensdaten – Trade-off zwischen Daten-
schutz und Analysepotenzial“, Prof. Dr.
Joachim Frohn, Universität Bielefeld
Gerd Gutekunst, „Steuerbelastungen
und Steuerwirkungen bei nationaler und
grenzüberschreitender Geschäftstätig-
keit“, Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Otto H. 
Jacobs, Universität Mannheim
Thomas Hempell, „Computers and Pro-
ductivity: How Firms Make a General Pur-
pose Technology Work – An Empirical
Analysis for Germany“, Prof. Dr. Werner
Smolny, Universität Ulm

Lothar Lammersen, „Steuerbelastungs-
vergleiche – Anwendungsfelder und
Grenzen in der Steuerplanung und der
Steuerwirkungslehre“, Prof. Dr. Ulrich
Schreiber, Universität Mannheim
Charlotte Lauer, „Education and Labour
Market Outcomes: A French-German
Comparison“, Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Wolf-
gang Franz, Universität Mannheim
Ulf Moslener, „Optimale Umweltpolitik
im Falle mehrerer akkumulierender
Schadstoffe“, Prof. Dr. Till Requate, Uni-
versität Heidelberg 
Katharina-Maria Rehfeld, „Determinan-
ten umweltfreundlicher Produktinnova-
tionen und die Rolle der integrierten Pro-
duktpolitik“, Prof. Dr. Dietfried G. Liese-
gang, Universität Heidelberg 
Martin Schüler, „Regulation and Supervi-
sion of Banks in the European Union“,
Prof. Dr. Jürgen Weigand, WHU Koblenz
Alexandra Spitz, „Changing Workplaces
in the Knowledge-Based Economy – 
Evidence from Micro Data“, Prof. Bernd
Fitzenberger, Ph.D., Universität Mann-
heim
Thorsten Stetter, „Computergestützte
internationale Steuerbelastungsverglei-
che – Bausteinbasiertes Metamodell zur
Modellierung von Steuersystemen“, Prof.
Dr. Dr. h.c. mult. Otto H. Jacobs, Univer-
sität Mannheim
Tereza Tykvová, „Finanzierung, Börsen-
gang und Performance mit unterschied-
lichen Venture-Capital-Gebern“, Prof. Dr.
Uwe Walz, Universität Frankfurt am Main

Habilitationen und Promotionen am ZEW
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EZB durch US-Zentralbank nicht unter Druck
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Konjunkturerwartungen steigen deutlich

Die ZEW-Konjunkturerwartungen für den Euroraum verbessern
sich im Februar deutlich. Der Saldo aus Optimisten und Pessi-
misten bezüglich der konjunkturellen Lage in sechs Monaten
steigt von 29,9 auf 36,0 Punkte. Der Optimismus dürfte vor al-
lem mit der Hoffnung auf eine Belebung der Binnennachfrage im
Euroraum zusammenhängen. In Deutschland sind etwa jüngst
die Auftragseingänge deutlich gestiegen. Dass vor allem Inves-
titionsgüter aus dem Inland nachgefragt wurden, lässt auf eine
stärkere Investitionstätigkeit deutscher Unternehmen hoffen.

Volker Kleff, kleff@zew.de

Feb 03 Aug 03 Feb 04 Aug 04 Feb 05

Saldo der positiven und negativen Einschätzungen bezüglich der Konjunktur-
situation im Euroraum in sechs Monaten. Quelle: ZEW

Saldo der positiven und negativen Einschätzungen bezüglich der kurzfristi-
gen Zinsen im Euroraum in sechs Monaten. Quelle: ZEW
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ZEW-F inanzmarkt test im Februar

Die EZB wird nach Ansicht der Experten noch einige Monate
warten, bis sie die Zinsen erhöht. Während etwa das deutsche
BIP im vierten Quartal 2004 mit einem Rückgang von -0,2 Pro-
zent aufwartete, stieg die US-Wirtschaftsleistung im gleichen
Zeitraum um +3,3 Prozent. Da die Konjunkturentwicklung im
Euroraum demnach auf wackeligen Beinen steht, könnte sie
durch eine baldige Zinserhöhung der EZB leicht ins Trudeln ge-
raten. Einer raschen Zinserhöhung widerspricht auch die Infla-
tionsentwicklung, von der derzeit wenig Gefahr ausgeht. 

Volker Kleff, kleff@zew.de

Bei den Verkehrs- und Postdienstleistern war der Gesamt-
umsatz der Unternehmen 2003 im Vergleich zu 2002 nahe-
zu konstant. Der Umsatzanteil mit Produktneuheiten ist
jedoch um mehr als die Hälfte gesunken. Die ungünstige Ent-
wicklung der Nachfrage im Inland hat offenbar vor allem dem
Umsatz mit neuen Produkten geschadet. Gerade bei 
einem verschärften Preiswettbewerb lassen sich neue Trans-
portangebote schwer im Markt platzieren. Auch der Kosten-
senkungsanteil durch Prozessinnovationen ist 2003 auf 2,6
Prozent der Gesamtkosten gefallen (2002: 3,4 Prozent).

Heide Löhlein, loehlein@zew.de

Verkehrs- und Postdienstleister: Umsatzanteil
mit Produktneuheiten stark zurückgegangen

Nach der Bekanntgabe des Einführungstermins der Lkw-
Maut reagierte die große Mehrheit der im 4. Quartal 2004 im
Rahmen des TransportmarktBarometers von ProgTrans/ZEW
befragten Experten mit deutlichen Preissteigerungserwar-
tungen in allen Teilmärkten des Straßengüterverkehrs.
Nachdem die Maut nun erhoben wird, erwarten im 1. Quar-
tal 2005 zum einen etwa 20 Prozent weniger Experten als im
Vorquartal Preissteigerungen (Ausnahme Osteuropa; hier
sind es nur 12 Prozent). Zum andern fällt die Höhe der Preis-
steigerungserwartung deutlich schwächer aus.

Georg Bühler, buehler@zew.de

Rücknahme der Preissteigerungserwartungen 
im Straßengüterverkehr

Quelle: ZEW Quelle: ZEW
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Mein Respekt vor der Zunft der
Sprachwissenschaftler hält sich
seit einigen Wochen in Grenzen
und dies nicht etwa deshalb, weil
eine kleine Gruppe selbst er-
nannter Sprachgutachter das

Wort „Humankapital“ zum Unwort des Jahres 2004 kürte. Fehl-
griffe gibt es überall. Viel bestürzender erscheint der Applaus,
den die Jury für ihre Entscheidung gerade von Sprachwissen-
schaftlern erhielt, bis hin zu Präsidenten und Direktoren diver-
ser Akademien für Sprache und Dichtung. Entweder gehen die
im Rahmen der PISA-Studien diskutierten Defizite weit über
den schulischen Bereich hinaus, oder die Wahl des Unwortes
ist Ausdruck einer bewussten, ideologisch motivierten Strate-
gie, welche den vermeintlichen „Terror des Ökonomischen“ in
seine Schranken verweisen will.

Ähnlich wie selbst intelligente Menschen sogar im Einstein-
Jahr damit prahlen, nichts von Mathematik zu verstehen, und
damit Beifall erheischen, gehört es heutzutage in bestimmten
Kreisen zum guten Ton, den aus ihrer Sicht ökonomischen Im-
perialismus anzuprangern. Demnach finden diese Leute Wett-
bewerb völlig in Ordnung, allerdings nur, solange sie nicht
selbst davon betroffen sind. Mit Hingabe holen sie beim Auto-
kauf mittels Feilschens um weitere Rabatte das letzte Zuge-
ständnis aus der Automobilfirma  heraus oder pochen bei ih-
rer Bank auf hohe Zinsen bei geringstem Risiko. Wenn indes
beide Unternehmen um der Erfüllung dieser Kundenwünsche
halber Kostensenkungsprogramme durchführen und Arbeits-
plätze wegrationalisieren oder ins Ausland verlagern, dann
wird dies als unsozial beziehungsweise unpatriotisch gebrand-
markt. Da ist man doch lieber „Gutmensch“ und gibt sich der
Illusion hin, dass solche Vorteile wie Manna vom Himmel fielen.
„Fair trade“ macht sich als Wort allemal besser als „internatio-
naler Standortwettbewerb“. Als Verstoß gegen die Menschen-
würde wird beklagt, dass Empfänger von Arbeitslosengeld II ihr
Vermögen offen legen und Arbeitsplätze mit geringen Qualifi-
kationsanforderungen akzeptieren müssen. Wenn die betref-

fenden empörten Armutsfunktionäre jedoch um Finanzierungs-
vorschläge für die von ihnen eingeforderten komfortablen 
Sozialleistungen gebeten werden, fällt ihnen außer einer Ver-
mögenssteuer nicht viel ein, um sich anschließend über die Ka-
pitalflucht nach Luxemburg zu beschweren. Überhaupt widmet
man sich lieber der Verteilung des Sozialprodukts; dass dieses
erst einmal erstellt werden muss, wird tunlichst ignoriert.

Humankapital zum Unwort des Jahres 2004 zu deklarieren,
stellt einen krassen Missgriff dar, selbst wenn die Jury damit die
Wichtigkeit des Bestandes an Wissen und Fertigkeiten für das
ökonomische Wohlergehen und die individuelle Selbstverwirk-
lichung nicht in Abrede zu stellen beabsichtigte. Sie hat aber
genau diese Wirkung in der Öffentlichkeit erzielt und hätte dies
voraussehen müssen, zumal sie Humankapital in die Gesell-
schaft anderer Unwörter rückt wie etwa „Rentnerschwemme“
oder „sozialverträgliches Frühableben“. Zwar ist Humankapital
untrennbar mit den Menschen verbunden, aber aus der Analo-
gie mit Investitionen in Sachkapital und deren Abschreibungen
zu folgern, Menschen würden zu „nur noch ökonomisch inter-
essanten Größen“ degradiert (wie es in der Begründung zum
Unwort heißt), ist abwegig. Stellt „Vertrauenskapital“, das je-
mand genießt, ebenfalls ein Unwort dar? Das Gegenteil trifft zu:
Beide Kapitalbegriffe werten den Menschen auf.

Nicht, dass Ökonomen frei von Sprachverirrungen wären.
„Kapitalstock“ anstelle von Kapitalbestand mag noch angehen,
aber der Plural in Form von „Kapitalstöcken“ bezeichnet mein
ökonomisches Lieblingsunwort. Unangebracht sind des Weite-
ren Begriffe wie „natürliche Arbeitslosigkeit“, denn nichts an 
einer Unterbeschäftigung ist natürlich. Und da wir gerade beim
Thema sind: „Strukturelle Arbeitslosigkeit“ gehört meines
Erachtens, weil völlig nichts sagend, genauso aus dem Wort-
schatz verbannt, aber das wissen Sie ja.

Ignoranten
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